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ge »Flugphysiologie« und »Üb erleb en auf See« , j e-
denfalls dann, wenn sie in ähnlicher Weise für Ver-
kehrspiloten vorausgesetzt werden .

Ob der B etrag, zu dem diese Ermessenserwä-
gungen führen, von einem b estimmten ehemali-
gen Zeitsoldaten verlangt werden kann, hängt
schließlich von dessen individueller Vermögensla-
ge ab . Ist er, womöglich auf unab sehb are Zeit, ohne
B eschäftigung, kann die darin liegende b e sondere
Härte eine weitere Reduzierung o der einen voll-
ständigen Verzicht gebieten . Entschließt sich die
Bundesrepublik D eutschland , Ratenzahlungen zu
gewähren, darf die Zahlungspflicht grundsätzlich
nicht während des ge samten weiteren B erufsle-
b ens des ehemaligen Soldaten andauern, sondern
muss zeitlich b egrenzt sein .

Die Entscheidungsgründe de s angefo chtenen
Urteils lassen nicht erkennen, ob die Erme ssens-
ausübung, auf Grund derer die B eklagte den zu er-
stattenden B etrag auf 1 8 5 . 0 0 0 DM fe stge setzt hat,
in der geb otenen Weise an den genannten Erwä-
gungen und Kriterien orientiert ist. Die b e sondere
Härte , die zur Festsetzung eines hinter den tatsäch-
lichen Ausbildungsko sten zurückbleibenden Er-
stattungsb etrags nötigt, hat die B eklagte nach den
Fe ststellungen de s Ob erverwaltungsgerichts und
in Üb ereinstimmung mit den B emessungsgrund-
sätzen vom 2 8 . April 1 9 9 2 in den üb eraus hohen
Ausbildungsko sten ge sehen . Welche Erme ssenser-
wägungen die B eklagte dann ange stellt hat, legt das
B erufungsurteil nicht dar. E s be schränkt sich inso-
weit auf die Feststellung, in dem hier gegebenen
Fall, in dem die nur in Ausbildungseinrichtungen
der Bunde swehr erhältliche Fachausbildung üb er-

aus teuer gewe sen sei, hab e sich gemäß den B eme s-
sungsgrundsätzen der Bundesminister der Vertei-
digung die Entscheidung vorb ehalten . Die Kriteri-
en, anhand derer der Bundesminister der Verteidi-
gung entscheidet und im Fall des Klägers entschie-
den hat, sind weder in den B eme ssungsgrundsät-
zen niedergelegt, no ch lassen sie sich sonstigen
D arlegungen der B eklagten im gerichtlichen Ver-
fahren entnehmen . Die B eklagte hat im erstinstanz-
lichen Verfahren (Schriftsatz vom 1 7. D ezember
2 0 02 ) lediglich mitgeteilt, dass die Anhebung de s
Erstattungsbetrags von 1 0 0 . 0 0 0 DM auf 1 8 5 . 0 0 0
DM in »fliegerischen Fällen« durch die Erhöhung
der B e soldung im öffentlichen Dienst um etwa 8 5
v. H . zwischen 1 978 und 1 9 9 8 veranlasst war. Un-
klar bleibt, welche Erwägungen für die ursprüngli-
che Festsetzung auf 1 0 0 . 0 0 0 DM maßgeblich wa-
ren . Um die Rechtmäßigkeit der Festsetzung de s Er-
stattungsb etrags auf 1 8 5 . 0 0 0 DM beurteilen zu
können, mu ss ab er auch b ekannt sein, welche
Überlegungen der ursprünglichen Fe stsetzung auf
1 0 0 . 0 0 0 DM zu Grunde gelegen hab en . Auch die s

wird das B erufungsgericht, an das die Sache
zurückzuverweisen ist, aufzuklären hab en − eb en-
so die durchschnittlichen Ko sten einer aus der
Sicht de s privaten Arb eitgeb ers einstellungswirk-
sam gleichwertigen Ausbildung in einer privaten
Einrichtung. D er Umfang der während der not-
wendigen D auer der Ausbildung ersp arten Le-
b enshaltungsko sten lässt sich notfalls anhand ver-
gleichender B etrachtung der Fördersätze ermit-
teln, die das Bunde sausbildungsförderungsge setz
vorsieht.

Günter Werner

»Eine schallende Ohrfeige«
Anmerkungen zum Urteil
des Bundesverwaltungsgericht vom 3 0 . 03 . 2 0 0 6

as Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
b etrifft eine nicht geringe Anzahl von Offi-

zieren der Bundeswehr, die sich − meist vor dem
Hintergrund zunehmender Auslandseinsätze der
Bundeswehr − nicht mehr in der Lage sehen, den
Dienst weiter zu versehen, und daher einen Antrag
auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer ge-
stellt hab en . Werden sie nach Anerkennung als
Kriegsdienstverweigerer aus der Bunde swehr ent-
lassen, fordert die Bunde swehr in p auschalen B e-
trägen Ausbildungsko sten zurück.

In dem vom Bunde sverwaltungsgericht ent-
schiedenen Fall geht es um zwei Piloten der Luft-
waffe , die im Jahre 1 9 9 0 ihren Dienst in der Bun-

de swehr angetreten hatten und im Jahre 1 9 9 8 als
Kriegsdienstverweigerer anerkannt wurden . Die
Bundeswehr forderte von ihnen p auschal einen B e-
trag von 1 8 5 . 0 0 0 DM (= 9 4 . 5 89 Euro) Ausbildungs-
ko sten zurück. Rechtsgrundlage die ser Rückforde-
rung ist § 5 6 Soldatenge setz .

D as Bundesverwaltungsgericht hat in seinem
Urteil in zwei wichtigen Punkten Klarheit ge schaf-
fen :

1 . Die Rückforderung von Ausbildungsko sten ist
mit Art. 4 Ab s . 3 GG nicht vereinb ar, wenn mit der
Rückforderung das Ziel verfolgt wird , den betref-
fenden Soldaten von einem Antrag auf Anerken-
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nung als Kriegsdienstverweigerer abzuschrecken .
In den vom Bundesverwaltungsgericht ent-

schiedenen Fällen war klar ersichtlich, dass die
Rückforderung j edenfalls auch den Sinn hatte , in
künftigen Fällen »präventive Wirkung« zu entfal-
ten . In anderen no ch anhängigen Fällen wird offen
davon ge spro chen, die Rückzahlungsverpflich-
tung diene dem »Schutz der Personalplanung der
Bunde swehr« . Teilweise wird dies auch von Ver-
waltungsgerichten so gesehen .

Solchen Auffassungen hat das Bunde sverwal-
tungsgericht im Urteil von 3 0 . 0 3 . 2 0 0 6 eine klare
Ab sage erteilt. Die Rückforderung von Au sbil-
dungsko sten darf nicht das Ziel verfolgen, den Sol-
daten wegen der damit verbundenen existenziel-
len Zwangslage davon abzuhalten, seinem Gewis-
sen zu folgen und einen KDV-Antrag zu stellen .

D amit stellt sich die Entscheidung de s
Bunde sverwaltungsgericht als deutliche Stärkung
des Grundrechts auf KDV auch für B erufs- und Zeit-
soldaten dar. Auch b ei der Frage der Rückforde-
rung von Ausbildungsko sten ist die grundlegende
B edeutung de s Grundrechts au s Art 4 Ab s . 3 GG zu
be achten . Aus dem Verteidigungsministerium war
den verweigernden Offizieren – vor allem Piloten
der Luftwaffe – teilweise offen unterstellt worden,
sie hätten sich durch die Kriegsdienstverweige-
rung einen »eleganten Abgang« aus der Bundes-
wehr verschaffen wollen, den sie auf anderem Weg
nicht hätten erreichen können . Die sen Unterstel-
lungen sahen sich die b etroffenen Soldaten ausge-
setzt, obwohl sie förmlich als Kriegsdienstverwei-
gerer anerkannt waren und in dem entsprechen-
den Verfahren festge stellt wurde , dass sie aus Ge-
wissensgründen gehindert sind , weiter Dienst in
der Bunde swehr zu tun .

2 . Zum anderen b edeuten die Entscheidungen de s
Bunde sverwaltungsgericht eine klare Ab sage an
die Art und Weise , wie das Verteidigungsministeri-
um konkret mit der Höhe der Rückforderung um-
gegangen ist.

Nach der Vorschrift de s § 5 6 Ab s . 4 S atz 3 S G ist
der Dienstherr verpflichtet, im Rahmen de s ihm
eingeräumten Erme ssens üb er den vollständigen
o der teilweisen Verzicht auf einen Ausgleich der
Ausbildungsko sten zu entscheiden, wenn die
Rückforderung für den betroffenen Soldaten eine
be sondere Härte b edeuten würde . D as Bunde sver-
waltungsgericht hat klar entschieden, dass eine b e-
sondere Härte situation gegeb en ist, wenn ein Zeit-
o der B erufssoldat eine Gewissensentscheidung ge-
gen den Kriegsdienst mit der Waffe getroffen hat
und sich andererseits einer Rückzahlungsver-
pflichtung in erheblichem Umfang ausge setzt
sieht. D ab ei ist nicht vorau sge setzt, dass » außerge-
wöhnliche Umstände des Einzelfalle s« die Anwen-
dung der Härteklau sel rechtfertigen . Vielmehr
greift die Härtefallregelung b ereits »auf Grund ei-
ner verfassungsrechtlich geb otenen Korrektiv-

funktion« ein . Auch hier zeigt sich, dass das Bundes-
verwaltungsgericht der B edeutung des Grund-
rechts aus Art. 4 Ab s . 3 GG b ereits dadurch Geltung
verschaffen will, dass der Dienstherr in Fällen de s
Ausscheidens aus der Bundeswehr infolge der An-
erkennung als Kriegsdienstverweigerer grundsätz-
lich von einer b esonderen Härte ausgehen muss .
Auch die s ist in die ser Form bislang j edenfalls in
die ser D eutlichkeit nicht so entschieden worden .

Im Ergebnis kommt das Bunde sverwaltungsge-
richt zu dem Schlu ss , dass die von dem ausschei-
denden Soldaten zu erstattenden Ausbildungsko s-
ten auf den B etrag b e schränkt werden müssen, den
der Soldat durch den Erwerb von Spezialkenntnis-
sen und Fähigkeiten, die ihm in seinem weiteren
B erufsleben von Nutzen sind , ersp art hat. Mit ande-
ren Worten : Die Ob ergrenze de ssen, was zurückge-
fordert werden kann, wird b estimmt durch die ent-
sprechenden Au sbildungsko sten in der zivilen Pi-
lotenau sbildung .

Um die se zu ermitteln, müssen die der Bundes-
wehr tatsächlich entstandenen Ko sten und die ver-
gleichb aren zivilen Au sbildungsko sten ermittelt
werden . In den vom Bundesverwaltungsgericht
entschiedenen Fällen waren im Laufe de s Verfah-
ren immer wieder entsprechende B eweise dafür
angeboten worden, dass die vergleichb aren zivilen
Ausbildungsko sten erheblich niedriger sind als der
verlangte B etrag von 1 8 5 . 0 0 0 DM . Jedo ch hab en
weder das Verwaltungsgericht erster Instanz (VG
Hannover) , no ch das B erufungsgericht (OVG Lü-
neburg) es für nötig b efunden, die angeb otenen
B eweise zu erheb en .

Vor allem das OVG Lüneburg hat sich dab ei in
unerträglicher Weise einseitig an den Interessen
der Bunde swehr orientiert und j ede konkrete Er-
mittlung sowohl der tatsächlichen Ko sten der Bun-
deswehr als auch der vergleichb aren zivilen Au sbil-
dungsko sten abgelehnt. In dem b etreffenden B eru-
fungsurteil des OVG Lüneburg vom 1 4 . 1 2 . 2 0 0 4 ist
nachzule sen, dass die der Bundeswehr entstehen-
den Ko sten »au s wehrmachtsspezifischen Grün-
den« b ekanntermaßen deutlich höher liegen als die
Ko sten einer entsprechenden Ausbildung im zivi-
len B ereich .

D as Bundesverwaltungsgericht hatte bereits in
einem B eschluss aus dem Jahre 1 9 9 6 − wenn auch
kurz − entschieden, dass die Härteklau sel des § 5 6
Ab s . 4 S G eine B egrenzung der Erstattungspflicht
auf solche Ko sten gebietet, die im zivilen Leb en für
die entsprechende Au sbildung hätten aufgewen-
det werden müssen . D as OVG Lüneburg hat in sei-
nem B erufungsurteil vom 1 4 . 1 2 . 2 0 04 kurzerhand
entschieden, dass der B eschlu ss des Bunde sverwal-
tungsgerichts aus dem Jahre 1 9 9 6 insoweit unmaß-
geblich ist.

Die Entscheidung de s Bunde sverwaltungsge-
richts ist daher im Ergebnis eine schallende Ohrfei-
ge nicht nur für das Verteidigungsministerium,
dessen Strategie »Ab schreckung durch Rückforde-
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rung« damit nachhaltig ge scheitert ist. Sie sind zu-
gleich eine schallende Ohrfeige für die Gerichte
der unteren Instanzen, vor allem de s OVG Lüne-
burg, das sich entgegen seiner Verpflichtung we-
der mit der B edeutung der Grundrechts au s Art. 4
Ab s . 3 GG no ch mit der Ermittlung der tatsächlich
entstandenen und zu b erücksichtigenden fiktiven
Ausbildungsko sten ernsthaft b efasst hat.

E s bleibt abzuwarten, wie sich Verteidigungsmi-
nisterium und das OVG Lüneburg, das nun erneut
üb er die S ache zu entscheiden hat, mit den deutli-
chen Vorgab en des Bundesverwaltungsgerichts
auseinandersetzen .

Die Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richts ist b emerkenswert vor allem vor dem Hinter-
grund der inzwischen nahezu grenzenlo sen Ein-
satzmöglichkeiten und auch tatsächlichen Einsätze
der Bunde swehr in aller Welt. Nicht wenige B erufs-
o der Zeitsoldaten sind gerade wegen der grenzen-
lo sen Einsätze der Bunde swehr, von denen b ei
Dienstantritt der B etroffenen no ch nicht die Rede

war, in Gewissenskonflikte geraten . Auch in dem
vom Bunde sverwaltungsgericht entschiedenen
Fällen waren für die b etroffenen Soldaten der Ein-
satz im Rahmen des Konflikts im früheren Jugo sla-
wien der Anstoß für die Gewissensentscheidung
gegen den Kriegsdienst mit der Waffe .

D er Entscheidung des Bunde sverwaltungsge-
richts ist ein mehr als sechsj ähriger Proze ssmara-
thon vorausgegangen . Weder das Verwaltungsge-
richt Hannover no ch das Ob erverwaltungsgericht
in Lüneburg hatten es für nötig b efunden, Rechts-
mittel gegen die eigenen negativen Entscheidun-
gen zuzulassen . Umso bedeutsamer erscheint un-
ter die sen Umständen das Urteil de s Bundesverwal-
tungsgerichts .

Gün ter Werner ist Rech tsanwalt in Bremen und

ha t die besprochene En tscheidung des Bundesver-

waltungsgerich tes erstritten.

1 3 . November, Köln - mit Haggai M atar; 2 0 . 0 0 Uhr, Friedensbildungs-
werk Köln, Am Rinkenpfuhl 3 1 (U-B ahn Neumarkt, Rudolfplatz, Zülpi-
cher Platz) ; Veranstalter: Friedensbildungswerk Köln und DFG-VK-
Gruppe Köln

14. November, Varel - mit Ruti Divon; 2 0 . 0 0 Uhr, Turmloge der
Schlo sskirche ; Veranstalter: Friedensforum Varel, Ev.-luth . Kirchenge-
meinde Varel, Ev.-Freikirchliche Gemeinde Varel, Katholische Kirchen-
gemeinde Varel

15 . November, Hannover - mit Ruti Kantor; 1 9 . 0 0 Uhr, Freizeitheim
Linden, Windheimstraße 4 ; Veranstalter: Friedensbüro Hannover, DFG-
VK-Gruppe Hannover

16. November, Gießen - mit Ruti Kantor; 1 9 . 3 0 Uhr, Stadthalle Gie-
ßen, Kerkrade-Zimmer, B erliner Platz 2 ; Veranstalter: Gießener Frie-
densinitiative und Frauen für den Frieden

16. November, Mainz - mit Ruti Divon; 1 9 . 3 0 Uhr, Tab erna Academica
(Forum - Alte Mensa) , Johann-Jo achim-B echer-Weg 3 ; Veranstalter DFG-
VK-Gruppe Mainz und DFG-VK-Lande sverb and Rheinland-Pfalz

16. November, Rostock - mit Haggai M atar; 1 9 . 0 0 Uhr, Veranstal-
tungsraum der Pumpe , Ziolkowskistr. 1 2 (Nähe Stadthalle) ; Veranstal-
ter: Ro stocker Friedensbündnis in Ko operation mit amne sty internatio-
nal Ro stock, DFG-VK-Lande sverb and Mecklenburg-Vorpommern und
Evangelische Studentengemeinde Ro stock

17. November, Neu Isenburg - mit Ruti Kantor ; 1 9 . 0 0 Uhr, Ab end-
gymnasium, Neuhöfer Straße ; Veranstalter: Ge sprächskreis für Frieden
und D emokratie Neu-Isenburg

Co nnectio n e. V. und Pax Christi fühen eine Rundreise mit drei Vertretern der israelischen Friedensorga-
nisation New Profile durch . B ei Redaktionsschlu ss waren zwar alle Termine klar, ab er no ch nicht in j e-
der Stadt der genaue Veranstaltungsort. Die se werden im Internet veröffentlicht : www. connection-ev. de

Alle Termine
von Nord nach Süd
Kiel : 1 3 . 1 1 .
Varel : 14 . 1 1 .
Hamburg: 1 5 . 1 1 .
B ad Oldeslo e : 1 7. 1 1 .
Ro sto ck: 1 6 . 1 1 .
Hannover: 1 5 . 1 1 .
Köln : 1 3 . 1 1 .
Dü sseldorf: 14 . 1 1 .
Gütersloh : 2 3 . 1 1 .
Marburg : 2 4 . 1 1 .
Gießen : 1 6 . 1 1 .
Kirtorf: 2 2 . 1 1 .
Frankfurt/M . : 1 5 . 1 1 .
Neu-Isenburg: 1 7. 1 1 .
Groß-Gerau : 1 3 . 1 1 .
Mainz : 1 6 . 1 1 .
Trier: 2 1 . 1 1 .
Mannheim : 2 0 . 1 1 .
Kirchheim/Teck: 1 4 . 1 1 .
Ulm : 2 5 . 1 1 .
München : 1 7. 1 1 .Kr
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